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"Wer rebelliert, wird ausspioniert ! 11 

Innenminister Kickl (FPÖ) hat im Jänner ein neues „Sicherheitspaket" 
angekündigt, ohne konkreter zu werden was drinnen steht. Solche 
Pakete kennt man schon von der SPÖ und auch ihren Zweck. Zum 
Beispiel wurde 2017 mit ihrem "Sicherheitspaket" das demokratische 
Recht auf Demonstrationen und Versammlungsfreiheit noch weiter 
eingeschränkt, genauso wie die Überwachung erweitert wurde ... 
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KONTAKT 

Redaktion der Antifaschisti¬ 
schen Aktion: 

red. afa@gmx. at 

VERKAUF 

Die Antifaschistische Akti¬ 
on kann man in den folgen¬ 
den Buchhandlungen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Librerfa Utopia - radical 
bookstore vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 

Buchhandlung Liber 
Wiederin 
Eierstraße 6 
6020 Innsbruck 

LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Cafe Derwish 
Lerchenfelder Gürtel 
29 

1160 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 

ABO 

Es gibt die Möglichkeit 
die Antifaschistische Ak¬ 
tion 11 Mal im Jahr per 
Post direkt nach Hause 
zu bekommen! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische Aktion 
erscheint monatlich, jeweils 
zur Monatsmitte. 


Liebe Leserinnen, 

im vergangenen Monat wurden einige Erfolge im antifaschistischen Kampf erzielt. Es war ein 
Monat voller antifaschistischer Proteste gegen die Regierung und verschiedene 
Burschenschafterbälle. Die Antifaschistische Aktion beiteiligte sich sowohl in Wien, Graz und 
dann auch in Linz an den Protesten. Auffallend war die große Beteiligung daran, was eine 
gute Vorrausetzungen für den weiteren antifaschistischen Kampf bringt. 

Gegenüber dem Spaziergang der Demoleitung schaffte es die Antifaschistische Aktion vor 
allem in Wien und Linz, aufgrund des entschlossenen Auftretens einen kämpferischen 
Ausdruck in die Demo zu bringen. Das führte dazu, dass mit dem Verlauf der Demonstration 
sich viele Demonstrantlnnen den Reihen des kämpferischen Antifaschismus anschlossen. 
Jetzt nachdem die ersten großen Demonstrationen vorbei sind, stellt sich die Frage wie 
weiter? Wir müssen uns auf einen langfristigen Kampf einstellen, die Reihen des 
kämpferischen Antifaschismus vergrößern und festigen! 


Eure Redaktion. 


VOR* 


SONDERNUMMER 


Weg mit Schwar-Blau! Nieder mit dem Kapital! 


Anfang März wird eine Sondernummer der "Antifaschistischen Aktion - Infoblatt" 
zu den Protesten gegen Schwarz-Blau erscheinen! Mit bereits veröffentlichten und 
neuen Berichten und Beiträgen zu den Demonstrationen, der politischen 
Einschätzung, zum neuen Regierungsprogramm und zur Perspektive der 
antifaschistischen Bewegung. Ebenso findet ihr in der Sondernummer den Teil 1 
und Teil 2 zur Geschichte der ÖVP. 

Erhältlich in ausgewählten Buchhandlungen und im Straßenverkauf! 


J 



BILD DES MONATS 

Solidarität mit den kämpfenden Massen in Serbien! Voran mit der "Partija Rada"! 
(Aufgenommen bei den antfaschistischen Protesten gegen den WKR-Ball in Wien.) 


RICHTIGSTELLUNG: Um Unklarheiten auszuräumen möchten wir klarstellen, dass es 
sich mit der Jänner Ausgabe um die Nummer 42 handlet und nun, mit der Februar 
Ausgabe um die Nummer 43. Wir entschuldigen uns für den Fehler! 
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Ukrainischer Faschisten-^ 
Führer zu Gast am Opernball! 

Bundespräsident Van der Bellen hatte 
beim diesjährigen Opernball niemand 
geringeren als den Präsidenten der 
Ukraine als Ehrengast geladen. Petro 
Poroshenko ist ein offener Faschist der 
einer Regierung vorsteht, die sich aus 
offenen Nazis und Faschisten zusam¬ 
mensetzt und mit faschistischen 
paramilitärische Truppen die Bevölkerung 
terrorisiert. Diese offenen Faschisten die 
sich selbst in der Tradition der Nazi-Be¬ 
satzung und deren Marionetten Regierung 
sehen, morden Antifaschistinnen und alle 
die gegen diese Regierung Widerstand 
leisten. Die "Antifaschistische Aktion - In¬ 
foblatt" berichtete über den Terror der 
ukrainischen Faschisten und ihrem Mas¬ 
saker von Odessa. Van der Bellen der sich 
selbst als Demokraten darstellt, hofiert 
einen offenen Faschisten, der als Präsid¬ 
ent für die Verbrechen verantwortlich ist 
und zeigt damit sein wahres Gesicht. 


Faschist schießt auf schwarze 
Migranten 

In Macerata, Italien, schoss ein Faschist 
aus einem Auto auf sechs schwarze Mi¬ 
granten. Der Täter, Luca T., machte sieben- 
Mal mit dem Auto halt um gezielt auf die 
Migranten zu schießen und bei seiner Fest¬ 
nahme machte er einen faschistischen 
Gruß! Die Angeschossenen überlebten 
dabei knapp. Dieser Mordversuch ist in 
keinster Weise ein Einzelfall. Dieses Mord¬ 
attentat bringt den wachsenden Aus¬ 
länderhass und den faschistischen 
Aufschwung in Italien zum Ausdruck. Viele 
sogenannte "rechtsextreme" Parteien, die 
genau solche Taten bekräftigen und dazu 
beitragen sie zu normalisieren, stehen in 
den bevorstehenden Wahlen in Italien zur 
Wahl. Dennoch sollte man die Schuld nicht 
nur auf solche Parteien schieben, da der 
gesamte politische Apparat und seine 
rassistische Politik für den Aufschwung 
von Fremdenfeindlichkeit verantwortlich 
ist und aktiv dazu beiträgt den Rassismus 
zu vertiefen. Verschiedene antirassistische 
und antifaschistische Organisationen riefen 
daraufhin zu einer Großdemonstration 
auf, welche jedoch von den Behörden ver¬ 
böte wurde. Die Demonstrantlnnen ließen 
sich jedoch nicht abhalten und am da¬ 
rauffolgenden Tag gab es gleich in mehr¬ 
eren Städten große Demonstrationen! 


Provokateure in den Demonstrationen 

Wie uns berichtet wurde, kamen bei der Demonstration gegen den Aka¬ 
demiker Ball in Wien gezielt Provokateure zum Einsatz, welche versuchten die 
Demo „anzustacheln". Als der Demozug stehenblieb versuchten sie vom 
Straßenrand aus Pflastersteine in die Demo weiter zu reichen, mit den Worten 
„kemts nehmts eich aboa". Sie waren in keinem Block organisiert, sondern ein¬ 
zeln unterwegs und setzten diese Aktion vollkommen aus dem Nichts heraus, 
was sofort berechtigtes Misstrauen erweckte. Die Antifaschistinnen reagierten 
nicht auf diese Provokation und nahmen die Steine nicht an, einer der Pro¬ 
vokateure begann daraufhin zu schimpfen. 

Dass Provokateure auf Demonstrationen gehen ist kein Geheimnis und wurde 
in diesem Fall „offen" präsentiert. Wichtig ist, weder auf solche Provokationen 
hineinzufallen und somit der Polizei in die Hände zu spielen, noch wegen der 
steigenden Repression eine kämpferische Haltung abzulegen! 


Militär im Einsatz beim Wiener Akademikerball 

Nicht nur Hundertschaften von Polizisten und zwei Wasserwerfer waren in Wien 
zum Schutz der Burschenschafter abgestellt, sondern auch das Militär wurde 
eingesetzt. Ein weiteres Zeichen für die vermehrte Koordination von Polizei und 
Militär. Das Militär wird zunehmend darauf vorbereitet auch innerhalb Österreichs 
gegen Demonstrationen oder Rebellionen vorzugehen, obwohl ein Einsatz der 
Armee gegen die Bevölkerung laut Verfassung verboten ist. Übungen zur Auf¬ 
standsbekämpfung gab es bereits Ende letzten Jahres, beim diesjährigen Aka¬ 
demikerball übernahm das Heer bereits erste kleine Aufgaben. 

Michael Bonvalot @ Michael Bonvalot ■ Jan 26 v 

l Die Grenzen verschwimmen: Auch Soldaten beschützen heute den 

Akademikerball der rechtsextremen Burschenschaften. "Eigentlich sind wir 
wegen der OSZE hier, aber heute für beides", sagt einer auf meine Nachfrage. 

ftAkademikerball 

#nowkr 



Demo gegen den 2. Kongress der "Verteidiger Europas"! 

Beim letzten Kongress konnten die Antifaschistinnen Siege erringen, indem 
die antifaschistische Bewegung gestärkt wurde. Kämpfen wir auch dieses Jahr 
für die Stärkung und Entwicklung einer kämpferischen antifaschistischen Be¬ 
wegung! 

Heraus zur Demo gegen den Faschistenkongress! 

Wann? Samstag, 3. März, 14:00 Uhr 
Wo? Dorf platz, 4676 Aistersheim, OÖ 
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ANTIFASCHISMUS 


WIEN 


Initiative 


Wir haben ein Interview mit mehreren 
antirassistischen Aktivistinnen geführt die 
sich zusammengeschlossen haben um gegen 
die rassistische Politik der Herrschenden zu 
kämpfen. 

Was sind eure Beweggründe gegen 
Rassismus aktiv zu werden? 

Es ist wichtig zu betonen, dass der 
Rassismus keine neue Erscheinung ist 
sondern schon tausende Jahre alt ist und 
nicht nur von der jetzigen Regierung ins 
Zentrum gestellt wird, sondern auch schon 
als wichtiger Bestandteil der Politik von 
den vorigen Regierungen benutzt wurde. 
Es ist gerade hier in Wien so wichtig, weil 
sehr viele Menschen hier leben die von 
der rassistischen Politik betroffen sind. 
Wir wollen die Unterdrückten dabei 
unterstützen sich eigenständig gegen 
Rassismus zu organisieren. 

Die neue Regierung spielt auch eine große 
Rolle, während dem Wahlkampf haben sie 
behauptet, dass der Islam nicht zu 
Österreich gehört. Kurz und Strache, so 
wie alle anderen Parteien haben 
Wahlkampf gegen die Muslime geführt. 
Sie sind Faschisten die die Unterdrückung 
der Muslime noch verschärfen werden. 
Der Staat darf uns nicht alle Möglichkeiten 


weg nehmen. Wir brauchen zum Beispiel 
die Mindestsicherung um Fuß fassen zu 
können bis wir Deutsch gelernt haben und 
eine Arbeit finden können. 

Wir müssen gegen den Rassismus kämpfen. 
Für die Herrschenden ist Muslim zu sein 
eine Frage der Religion aber für manche 
ist es eine Frage der Existenz wenn sie 
gegen Muslime sind. 

Warum ist es für euch wichtig sich zu 
organisieren? 

Wenn jeder für sich alleine spricht, dann 
ist es nicht so effektiv als wenn wir uns 
organisieren und gemeinsam kämpfen. 
Die Regierung ist auch für die Politik in der 
arabischen Welt gefährlich, die Wahl wird 
von manchen Kräften genutzt um in Syrien 
gegen die Bevölkerung in Österreich zu 
hetzen. 

Ein gutes Leben wird uns nicht geschenkt. 
Es ist wichtig sich eigenständig zu 
organisieren weil die Polizei rassistisch ist. 
Deshalb ist es für uns wichtig einen 
Zusammenhalt unter den Migrantlnnen 
zu fördern um sich davor zu schützen. 
Wir wollen aber auch mit allen anderen 
Menschen zusammen gehen die sich gegen 
diesen rassistischen Staat stellen und für 
demokratische Rechte kämpfen wollen 


gegen antimuslimischen 
Rassismus gegründet! 

egal ob sie Muslime sind oder nicht. 

Wir haben sehr wichtige Forderungen 
aufgestellt wie zum Beispiel gegen die 
rassistischen Gesetze (Burkaverbot, 
Islamgesetz usw.) oder gegen die 
Kirchenprivilegien und Polizeigewalt. Um 
diese Forderungen durchsetzen zu können 
und die Bevölkerung dahinter zu sammeln 
müssen wir organisiert sein damit wir die 
Kraft aufbringen diese Gesetze zurück zu 
schlagen. 


WORKERS 

mtMTSB 



Rassistischer Angriff in Wiener U-Bahn- 
Station 

In der U-Bahnstation Keplerplatz in Wien wurde eine Frau 
von einem Fahrscheinkontrolleur geschlagen. Die Frau, die 
nicht einmal schwarz gefahren war, war nur ohne Ticket 
eine Rolltreppe in die falsche Richtung gegangen. Die Frau 
wollte das Ganze schnell abhandeln, weil sie zur Arbeit 
musste. Der Wiener Linien Mitarbeiter, der sie seine Au¬ 
torität spüren lassen wollte, antwortete darauf, "Du scheiß 
Ausländerin, du wartest jetzt da hinten, bis ich Zeit habe, 
und machst gefälligst, was ich sage". Daraufhin setzte sich 
die Frau zur Wehr und spuckte ihm ins Gesicht, worauf er 
ihr in den Bauch und ins Gesicht schlug! Die Frau musste 
wegen ihren Verletzungen sogar im Spital behandelt wer¬ 
den. Die Wiener Linien verteidigten den Mitarbeiter und 
begründeten, er habe in Notwehr gehandelt. Anscheinend 
gelten fehlende Tickets heutzutage als Lebensbedrohung. 
Doch diese rassistische Vorgangsweise ist bei den Wien¬ 
erlinien nichts Neues, Kunden werden öfters aus 
rassistischen Motiven schikaniert. Das wird aber allzugerne 
vertuscht oder nicht aufgegriffen. Besonders mit den Auf¬ 
schwung an rassistischen Übergriffen und der größeren 
Akzeptanz und Normalisierung solcher Taten ist es umso 
wichtiger sich zur Wehr zu setzen, solche Angriffe zum 
Vorschein zu bringen und sie entschlossen zu bekämpfen! 


Leserbrief 

Rassistischer Übergriff auf Frau mit Schal 

Es war wieder einmal ein grauer, kalter Wintertag, an dem man 
weder ohne Schal, noch ohne Haube außer Haus gehen kon¬ 
nte. Leider wurde deshalb ein junges Mädchen Opfer eines 
äußerst rassistischen Vorfalls. 

Sie hatte nur einen Schal bei sich und vergaß offensichtlich auf 
ihre Mütze. Somit zog sich das Mädchen ihren Schal über den 
Kopf und vermummte sich ein wenig damit. Es dauerte keine 
Minute, als ihr der Schal von hinten mit voller Wucht runter¬ 
gerissen wurde. Sichtlich geschockt drehte sich das Mädchen 
sofort um, um zu sehen was vor sich ging. Es stand ihr ein 
großer Mann gegenüber, voller Hass auf Ausländer, richtete 
den Finger auf das Mädchen, schrie ihr lautstark mitten ins 
Gesicht „DEUTSCH!" und ging an ihr vorbei, als hätte er alles 
richtig gemacht. Erstarrt blieb das Mädchen einige Minuten 
stehen um den Schock verdauen zu können, packte den Schal 
weg und ging weiter. 

Dieser Vorfall zeigt, dass Rassismus und insbesondere der an¬ 
timuslimische Rassismus ein schwerwiegendes Problem ist, 
dem man sofort entgegenwirken muss und dass es wichtig ist, 
sich zu wehren, um den Rassismus bekämpfen zu können. 

Lisa; Tirol 
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Wer rebelliert, wird ausspioniert! 


Innenminister Kickl (FPÖ) hat im Jänner 
ein neues „Sicherheitspaket" angekündigt, 
ohne konkreter zu werden was drinnen 
steht. Solche Pakete kennt man von der 
SPÖ schon und auch ihren Zweck, nur 
damals hat die FPÖ immer dagegen 
gewettert. Zum Beispiel wurde 2017 mit 
ihrem "Sicherheitspaket" das demokrat¬ 
ische Recht auf Demonstrationen und 
Versammlungsfreiheit noch weiter einges¬ 
chränkt, genauso wie die Überwachung 
erweitert wurde, indem unter anderem 
Lauschangriffe auf Privatautos erlaubt 
wurden. Es wurde der "Kampf gegen 
den Terror" als Vorwand genommen, 
um die Ausspionierung zu verstärken. 
Bereits mit den letzten „Sicherheit- 
spaketen" bzw. „Überwachungspakten" 
kann die Regierung alle, die ihr ein Dorn 
im Auge sind ohne konkreten Tatbest¬ 
and bespitzeln. 

Großes Thema in den Diskussionen der 
Politiker war deswegen auch schon oft 
ein Bundestrojaner, also Schadsoftware 
die gezielt vom Staat gegen Zielperson¬ 
en eingesetzt wird. Der österreichische 
Staat steht hier auch mit Deutschland 
in enger Zusammenarbeit. Seit 2016 gibt 
es regelmäßige Treffen zwischen ho¬ 
chrangigen Beamten des deutschen 
Bundeskriminalamts und der öster¬ 
reichischen Behörden überden Einsatz 
von Schadsoftware für Ermittlungszwecke. 
Jetzt gerade ist die Schadsoftware "Fin- 
Spy" in Deutschland und Österreich of¬ 
fiziell als Bundestrojaner freigegeben. 
Die Münchner Hersteller von "FinSpy", 
eine Firma namens FinFisher, werden 
seit Jahren immer wieder öffentlich krit¬ 
isiert, weil ihre Schadsoftware von re¬ 
pressiven Regierungen eingesetzt wird. 
Gleichzeitig kommt von den bürgerlichen 
Medien hauptsächlich dann Kritik, wenn 
diese Trojaner von mehrheitlich muslimis¬ 
chen Ländern gegen ihre Bevölkerung 
eingesetzt werden. Wenn die USA oder 
europäische imperialistische Länder "Fin¬ 
Spy" und Co verwenden, wird es immer 
mit der Staatssicherheit legitimiert. Die 
Firma FinFisher stellt aber z.B. auch ein 
„Remote Monitoring Tool" für Polizeibe¬ 
hörden her. In dem Programm wird eine 
Datenbank erstellt, die alle Information¬ 
en zu einer überwachten Person zusam¬ 
menfasst. 

Die slowakische Sicherheitsfirma ESET 
entdeckte im Sommer 2017 eine neue 


verbesserte Version von "FinSpy". Diese 
enthält extreme Tarnmethoden, die die 
Mehrheit der Schadsoftware-Kompon¬ 
enten durch „Code Virtualization" ver¬ 
schleiert. Das heißt, dass man schwerer 
merkt das man gehackt wurde. Sie ist 
voller Tricks, die es Sicherheitsfirmen 
schwer machen gegen sie vorzugehen, 
geschweige denn Einzelpersonen. Diese 
Version wurde in sieben von ihnen nicht 
genannten Ländern gefunden. 

Im arabischen Frühling kam es nach dem 
Sturz von Mubarak in Ägypten erstmals 
zu Verträgen zwischen FinFisher und der 
dortigen Polizei. Die Trojaner wurden 
gegen die rebellierenden und 
kämpfenden Organisationen und Aktiv¬ 
isten eingesetzt. Auch die Türkei verwen¬ 
det "FinSpy" um international Feinde der 
Regierung zu hacken. In Bahrain und 
vielen anderen Ländern werden forts¬ 
chrittliche und revolutionäre Bewegun¬ 
gen ausspioniert und Aufgrund der 
gefundenen Daten eingesperrt. Das let¬ 
zte Mal, dass die Schadsoftware gefun¬ 
den wurde, war auf den Handys von 
kurdischen und türkischen sogenannten 
"Staatsfeinden" in England, Deutschland 
und Frankreich. Letztere hatten den Tro¬ 
janer von der deutsch-britischen Firma 
Gamma Group. Im Endeffekt kann jeder, 
der z.B. gegen die Regierung demon¬ 
striert als "Gefährder" oder ähnliches 
eingestuft und deswegen überwacht 
werden. Außerdem werden die erfassten 
Daten jahrelang gespeichert, um darauf 
zurückgreifen zu können, wenn sich diese 
Person "etwas zuschulden kommen lässt". 

Diese Methoden werden gegen alle an¬ 
gewendet, die dem Staat und der 
herrschenden Klasse gefährlich werden 
oder werden könnten. Sie fürchten, den 
gerechtfertigten Zorn der Bevölkerung. 
Darum gehen sie immer aggressiver und 
repressiver gegen jegliche demokrat¬ 
ischen, antifaschistischen oder revolu¬ 
tionären Kräfte vor. Revolutionäre 
Kämpfe weltweit zeigten und zeigen, 
dass diese Methode keinen Sieg für die 
Herrschenden bringen wird, die kämp¬ 
fenden Antifaschistinnen und Revolu¬ 
tionärinnen finden nicht nur immer 
wieder neue Methoden und Formen des 
Kampfes, sondern lassen sich durch Re¬ 
pression nicht einschüchtern! 


Rechtsbereinigungsmaßnahmen 
durch Justizminister Moser 

Anfang des Jahres kündigte Justizminister 
Moser einen Rechtsbereinigungsplan an, 
den er noch im ersten Halbjahr 2018 durch¬ 
führen möchte. Konkret heißt das: er will 
sämtliche Vorschriften des Zivil-, Straf- und 
Verwaltungsrechtes, die älter als 18 Jahre 
sind mit einem Streich außer Kraft setzen; 
außer die jeweiligen Ministerien beharren 
auf bestimmte Gesetze. 

Er gibt den Ministerien bis 15. März Zeit, um 
sich zu "überlegen" welche Gesetze noch 
gebraucht würden, um dann seine Regier¬ 
ungsvorlage im Parlament einzureichen. 
Rein theoretisch wären das bis zu über 1.704 
Gesetze die wegfallen würden. Konkret kann 
noch nicht gesagt werden, welche gesetz¬ 
lichen Bestimmungen wegfallen. Denn würde 
Mosers Vorhaben einfach so durchgehen 
würde das theoretisch heißen, dass z.B. das 
Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch von 1811 
abgeschafft wird. 

Große Bedenken stellen sich aber vor allem 
bei der Deregulierung im Zivilrecht. Ins 
Zivilrecht fallen unter anderem das Allge¬ 
meine Bürgerliche Gesetzbuch, das Ehege¬ 
setz, das Konsumentenschutzgesetz, das 
Mietrechtgesetz, die Zivilprozessordnung usw. 
Mit der Deregulierung soll die Rechtsord¬ 
nung von "übertrieben genauen" und "un¬ 
nötigen" Rechtsvorschriften "bereinigt" 
werden. Was jedoch als unnötig betrachtet 
wird, entscheiden die jeweiligen Ministeri¬ 
en, allen voran Moser. Mit der derzeitigen 
Regierungsaufstellung und der Vorarbeit 
der „alten" Regierung ist klar, wo die In¬ 
teressen liegen. Denn in der vorherigen Re¬ 
gierungsperiode wurden die Arbeitsrechte 
und Grundrechte massiv beschnitten, wie 
es beispielsweise das Demonstrationsrecht 
zeigt oder diverse Kürzungen in der Gesund- 
heits- und Grundversorgung. 

Klar ist, dass die ÖVP - FPÖ Regierung für 
das Kapital eine gewisse „Brecheisen" Funk¬ 
tion hat, eine Rechtsbereinigung daher sich¬ 
er auf Kosten der Migrantlnnen, 
Arbeiterinnen und Frauen geht! 
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FEMINISMUS 


HERAUS ZUM 8.MÄRZ! 


Nachstehend veröffentlichen wir einen Aufruf der Roten Frauenkomitees Berlin, Bremen, Hamburg, Linz, Tirol und Wien. Wir denken, 
es ist notwendig und wichtig, revolutionäre Organisationen der Frauen zu schaffen, daher unterstützen wir den Aufruf und helfen ihn 
zu verbreiten! 


NIEDER MIT DEM PATRIARCHAT 



/ 


Entfesselt den Zorn der Frauen als eine mächtige Waffe für 

die Revolution! Proletarier aller Länder, vereinigt euch! 


Gemeinsame Erklärung der Roten Frauenkomitees in Österreich und der BRD: Entfesselt den Zorn der 
Frauen als eine mächtige Waffe für die Revolution! 


Schulter an Schulter, vereint im Kampf der 
revolutionären Frauen der ganzen Welt, 
rufen die Roten Frauenkomitees in Öster¬ 
reich und der BRD die kämpferischen 
Frauen dazu auf diesen 8. März zu einem 
freudigen und entschlossenen Tag des 
Kampfes der Frauen im Herzen der im¬ 
perialistischen Bestien zu machen. Dieser 
Kampf ist aufs Engste verbunden mit dem 
Kampf in den Sturmzentren der Weltre¬ 
volution, den unterdrückten Nationen. Die 
heuchlerischen Krokodilstränen und Ver¬ 
sprechungen der Herrschenden zurück¬ 
weisend und die doppelte Ausbeutung 
und Unterdrückung bekämpfend nehmen 
die Frauen ihren Platz an der Seite ihrer 
Klassengenossen im Kampf für die polit¬ 
ische Macht, für die Diktatur des Prolet¬ 
ariats, für die Emanzipation der gesamten 
Menschheit ein. 

Insbesondere die Arbeiterinnen müssen 
diesen Kampfanführen. Sie müssen un¬ 
versöhnlich das Patriarchat, den Imperi¬ 
alismus und den Revisionismus 
zurückweisen und ihn konstant die harten 
Schläge versetzen, die ihn zusammen¬ 
brechen lassen werden. Sie müssen be¬ 
harrlich die Pseudotheorie über die 
angebliche „minderwertige weibliche 
Natur“ attackieren. Sie müssen um jeden 
Zentimeter des Schlachtfeldes erbittert 
ringen und dabei immer wieder her¬ 
vorheben, dass uns kein Versprechen, 
keine Reform, kein Gesetz der 
Herrschenden in den imperialistischen 
Ländern in denen wir leben, arbeiten und 
kämpfen, wirklich befreien kann und wird. 


So werden sie ihre Rolle im Kampf für die 
Rekonstitution der Kommunistischen 
Parteien erfüllen. So werden sie der pro¬ 
letarischen Weltrevolution und den 
Völkern der Welt dienen. So werden sie 
Teil des Marsches der Menschheit zum 
Kommunismus. 

Der Revisionismus, versucht unaufhörlich 
diesen Kampf zu liquidieren, indem er ihn 
in ökonomistische Wässer zu führen ver¬ 
sucht und ihn von der Partei als Kampf¬ 
stab trennen will. Bürgerlicher und 
kleinbürgerlicher Feminismus predigen 
die Erniedrigung unseres Kampfes auf die 
Forderung nach nur so etwas wie „Nein 
heißt Nein“-Gesetzen, einer großen „Selb¬ 
stinszenierungskampagne“ ä la „#metoo“, 
einer „gegenderten“ Schreibweise oder 
einer Verkehrung des Kampfes für die 
Emanzipation der Frau in einen Kampf der 
Frauen gegen Männer soll davon ablen¬ 
ken, dass das Patriarchat eine materielle 
Ursache hat, das Privateigentum, die da¬ 
rauf beruhende Klassengesellschaft und 
dass dies heute am Leben gehalten wird 
von der kapitalistischen Klasse, der im¬ 
perialistischen Bourgeoisie. Proletarischer 
Feminismus bedeutet, dass die Frauen¬ 
bewegung ihre volle Schlagkraft nur unter 
einer konsequent revolutionären Führung 
erhält, die den Kampf konsequent bis zur 
klassenlosen Gesellschaft führt, bis zur 
endgültigen Beseitigung des Patriarchats, 
was schon im Manifest der Kommun¬ 
istischen Partei festgehalten wurde, 
dessen 170. Jahrestag wir dieses Jahr fei¬ 
erlich begehen. 


Vorbild dieses Kampfes sind die kämp¬ 
fenden Frauen in den Volkskriegen der 
Welt, geführt von Kommunistischen 
Parteien, in Peru, Indien, der Türkei und 
auf den Philippinen, wo die Frauen als 
Schwestern in Waffen ihr kostbares Blut 
im heldenhaften Kampf geben und dam¬ 
it die Notwendigkeit zur Schmiedung von 
revolutionärer Führerinnen aus den tief¬ 
sten und untersten Schichten des Prolet¬ 
ariats zum Ausdruck bringen. In den 
unterdrückten Ländern Afrikas, Asiens, 
Lateinamerikas, Osteuropas und des 
Balkans wird ein verschärftes Patriarchat 
am Leben gehalten, ein blutiger Kerker 
für die Frauen, und der Grund dafür ist 
der Imperialismus. Überall dort kämpfen 
die Frauen deshalb mit ganzer Kraft und 
oftmals mit der Waffe in der Hand für die 
neudemokratische Revolution, zur Besei¬ 
tigung des Imperialismus, des Feudalis¬ 
mus und des bürokratischen Kapitalismus. 
Die Genossin Norah, Chiang Ching und 
Clara Zetkin sind große Beispiele, die diese 
Kämpfe hervorgebracht haben, Heldinnen 
des Kampfes, wie die, deren Namen wir 
kennen: Genossin Sandra Lima oder Liu 
Hulan und die unzähligen Genossinnen 
die alles aufgeopfert haben, wie die Par- 
tisaninnen des antifaschistischen Wider¬ 
stands in Österreich, wo uns besonders 
Hedy Urach als Heldin im Kampf vorange¬ 
ht die von den Nazi-Faschisten ermordet 
wurde. Sie sind unsere Inspiration, die 
Kämpfe unser Ansporn und Anforderung 
zugleich, klar und unmissverständlich zu 
zeigen, dass wir tief verbunden mit diesen 
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Kämpfen sind und die Losung verbreiten: Arbeiterinnen aller Länder, vereinigt 
euch im Kampf für die politische Macht! 

Arbeiterinnen, Migrantinnen und kämpferische Frauen, zeigt am 8. März 2018 
euren Hass und eure Vitalität im Kampf gegen das Patriarchat und die alte mar¬ 
ode Ordnung. Machen wir deutlich, dass wir uns vereinen, weil die Emanzipation 
der Frauen nur das Werk der Frauen selbst sein kann. 


Die Rebellion ist gerechtfertigt! 

Nieder mit dem Patriarchat und dem Imperialismus! 
Entfesselt den Zorn der Frauen als eine mächtige 
Waffe für die Revolution! 

Schafft Rote Frauenkomitees, unterstützt mit voller 
Kraft die Rekonstitution der Kommunistischen 

Parteien! 


Rote Frauenkomitees Berlin, Bremen, Hamburg; Linz, Tirol und Wien 



Leserbrief 

zum Frauenvolksbegehren... 

Ich finde es zwar einerseits gut, dass mit dem 
neuen Frauenvolksbegehren nun verschiedene 
Forderungen zur Verbesserung der Lage der 
Frau wieder einmal breiter diskutiert werden 
- denke mir jedoch andererseits, dass es dav¬ 
on ablenkt zu kämpfen! 

Ich meine, was hat das letzte Frauenvolks¬ 
begehren gebracht? Es waren durchaus gute 
Forderungen dabei, sie wurden vom Parla¬ 
ment zur Kenntnis genommen, umgesetzt 
wurde kaum etwas. Im Gegenteil ver¬ 
schlechterte sich die Lage der Frauen (beson¬ 
ders der Arbeiterinnen und Migrantinnen) 
sogar noch. 

Jetzt, mit dem neuen Anlauf, melden sich vor 
allem Vertreterinnen der SPÖ und Grünen zu 
Wort, verteidigen und unterstützen die For¬ 
derungen - während sie die letzten 20 Jahren 
eine Politik gegen die Frauen mitgetragen 
haben. In Vorarlberg und Tirol sitzen die Grün¬ 
en in der Landesregierung und es gibt beis¬ 
pielsweise immer noch keine öffentliche Klinik 
die Abtreibungen vornimmt! 

Für eine bessere Lage der Frau, wie beispiels¬ 
weise durch flächendeckende und kostenlose 
Kinderbetretung, müssen wir kämpfen, das 
wird uns keine Regierung "schenken"! Daher, 
denke ich, sollten wir uns nicht ablenken lassen, 
indem wir all unsere Energie in eine Hoffnung 
auf das Parlament setzen! 

Nina 

Liebe Leserinnen, da das Frauenvolksbegehren 
aktuell ein wichtiges Thema innerhalb der Frauen¬ 
bewegung in Österreich ist, wird es dazu in der 
nächsten Ausgabe der „Afa" auch einen Artikel 
unsererseits geben! 

Eure Redaktion 


LESERINNEN MEINUNG 


Frauen im antifaschistischen Kampf... 

... spielen eine wichtige Rolle. Das sah man auch bei den vergangenen Anti¬ 
fa-Demos in Österreich. Es beteiligten sich viele Frauen und zwar sehr aktiv, 
laut und kämpferisch. Was ja auch logisch ist, sie spüren die Unterdrückung 
besonders stark. 

... waren auch im antifaschistischen Widerstand gegen den Austrofaschis¬ 
mus und Nazifaschismus wichtige Kräfte, ohne die vieles nicht möglich 
gewesen wäre. Es gibt großartige Beispiele der kämpfenden Frauen, der 
Partisaninnen in Österreich. Hoch die Partisaninnen! 

... spielen auch international eine wichtige Rolle. Zum Beispiel in Indien, wo 
sich tausende Frauen am Widerstand gegen den Hindufaschismus beteili¬ 
gen. Sie stellen sich bewusst in die Reihen der Revolution und sind bereit 
alles zu geben, weil es das einzige ist, was eine Perspektive geben kann! 
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ÖSTERREICH 


Interview mit einem Aktivisten des aktiven Wahlboykott 
Blogs: 

Ein Journalist der Afa stellte einem Aktivisten des "Wahlboykott Blog" ein paar Fragen, zur Motivation und Politik des Blogs. 
Im Folgeneden findet ihr Auszüge des Gesprächs: 


Afa Journalist: 

Immer wieder berichtet die Afa über Akt¬ 
ivitäten des aktiven Wahlboykotts. Euer 
Blog ist dabei ein große Stütze, es gibt et¬ 
liche Berichte. Wie kam es zu dieser Ini¬ 
tiative? 

Aktivist: 

Der Blog enstand aufgrund der großen 
Bedeutung des aktiven Wahlboykotts für 
den Klassenkampf und die 
Volksbewegungen. Man sieht in der En¬ 
twicklung der letzten Jahrzehnte in Öster¬ 
reich, dass der Tendenz nach immer 
weniger Menschen wählen gehen, und 
eine Zunahme der Wahlbeteiligung nur 
wenige Ausnahmen betrifft. Immer weni¬ 
ger gelingt es den parlamentarischen 
Parteien Illusionen über "Mitbestimmung" 
unter der Bevölkerung zu verbreiten. Der 
herrschenden Klasse fällt es schwerer 
und schwerer ihre Herrschaft zu le- 
getemieren und sich als "demokratisch" 
darzustellen. Das muss aufgegriffen und 
bestärkt werden und der individualisierten 
Ablehnung des Parlaments muss durch 
den aktiven Wahlboykott eine Perspekt¬ 
ive aufgezeigt werden, die Perspektive 
des selbstständigen Kampfes der 
Unterdrückten. 

Der passive Wahlboykott alleine ist noch 
nichts fortschrittliches, einfach nicht wäh¬ 
len zu gehen ändert an unserer Unter¬ 
drückung und Ausbeutung nichts, deshalb 
versuchen wir auf unserem Blog auch 
viele Beispiele zu popularisieren, wo durch 
den aktiven Wahlboykott Erfolge im Kampf 
geschafft werden konnten. Wir haben im 
Zuge der letzten Nationalratswahlen im 


November 2017 mit dem Blog gestartet, 
um zu zeigen, dass der aktive Wahlboykott 
in vielen Ländern der Welt eine 
erfolgreiche Methode der 
Volksbewegungen ist, eine revolutionäre 
Antwort auf den parlamentarischen Zirkus. 
Der aktive Wahlboykott und seine 
Umsetzung zeigt, dass die Unterdrückten 
immer einen eigenen Weg und eine eigene 
Art zu kämpfen entwickeln können. 

Afa Journalist: 

Wie steht ihr zu dem verbreiteten Argu¬ 
ment, aus taktischen Gründen das kleinere 
Übel zu wählen? 

Aktivist: 

Ja, das ist weit verbreitet besonders in der 
"Linken", zum Beispiel bei den Präsid¬ 
entschaftswahlen, "musste" man Van der 
Bellen wählen um Hofer zu verhindern, 
usw. Doch jetzt nachdem in der Praxis 
bewiesen wurde, wie gut Van der Bellen 
dem immer aggressiveren Kurs der 
herrschenden Klasse dient, wundern sie 
sich auf einmal. 

Das zeigt eben die Bedeutung des akt¬ 
iven Wahlboykotts, ihn anzuwenden ist 
keine taktische Frage, sondern eine 
strategische. Der Imperialismus ist der 
Kapitalismus der Monopole, dass muss 
sich eben auch zwangsweise in der Politik 
wiederspiegeln. Während Karl Marx und 
Friedrich Engels noch in Zeiten einer bür¬ 
gerlichen Demokratie lebten, tritt heute 
zunehmend der faschistische Kern des 
Imperialismus hervor. Genau diese 
Tendenz soll der parlamentarische Zirkus 
verschleiern. 


Afa Journalist: 

Ihr konzentriert euch nicht nur auf Öster¬ 
reich, ihr berichtet von Aktivitäten auf der 
ganzen Welt? 

Aktivist: 

Für uns ist es besonders wichtig die in¬ 
ternationale Bedeutung des aktiven Wahl¬ 
boykotts hervorzuheben. Überall auf Welt 
kämpfen die Menschen gegen den Im¬ 
perialismus, so gibt es auch in vielen 
Ländern Gruppen, Organisationen und 
Parteien, die zum aktiven Wahlboykott 
aufrufen und Aktivitäten dazu durch¬ 
führen. So wie sich der Klassenkampf un¬ 
gleichmäßig entwickelt, sieht man auch 
verschiedene Formen des Boykotts, von 
kleinen vereinzelten bis hin zu flächen¬ 
deckenden militanten Aktionen. Überall 
stehen diese im Dienst der Organisierung 
der unterdrückten Bevölkerung gegen 
den Imperialismus. 

A/aJoumalist: 

Ihr geht also davon aus, dass der aktive 
Wahlboykott überall anwendbar ist? 

Aktivist : 

Die Frage des aktiven Wahlboykott kann 
nicht unabhängig von der Epoche in der 
wir leben behandelt werden. In der Epoche 
wo weltweit die Haupttendenz die Revolu¬ 
tion ist, ist ein Aufruf zur Teilnahme am 
Parlament, ein zurückgehen hinter diese 
Tendenz. Im Grunde führt die 
Mobilisierung für parlamentarische 
Wahlen heute überall zur Schwächung 
der Volksbewegungen, der aktive 
Wahlboykott hingegen zum Aufschwung. 


Folgenden Text findet ihr in voller Länge auf 
"wahlboykottblog. wo rdpress, com 

Boykott den Landtagswahlen, organis¬ 
iert euch in den Reihen der Revolu¬ 
tionäre! 

Am 25. Februar kommt es in Tirol zu den 
nächsten Landtagswahlen. Nach den Landtag¬ 
swahlen in Niederösterreich sind das die 
zweiten Wahlen seit der neuen ÖVP-FPÖ Re¬ 


gierung auf Bundesebene. Millionen von un¬ 
seren Geldern werden wiedereinmal für 
ihren Wahlkampf verwendet, um doch noch 
zumindest einen Teil der Tiroler Bevölker¬ 
ung zu den Wahlen zu locken. 

Neben ÖVP-FPÖ auf Bundesebene, gibt es 
aber im "heiligen Land" eben auch noch die 
Dominanz der ÖVP, die aufgrund ihrer tiefen 
Verflechtungen mit den Agrargemeinsch¬ 
aften und der Tourismusbranche auf einer 
sicheren Stütze steht. (...) 



www.wahlboykottblog.wordpress.com 
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- Für das Selbstbestimmungsrecht der Völker 


80 Jahre „Anschluss“ 
und Nationen 

Am 13. März 2018 jährt sich der sogenan¬ 
nte „Anschluss“ Österreichs an Nazi- 
Deutschland zum 80. Mal. Leicht fällt es 
heute dem Bundespräsidenten, Vertretern 
der Regierung und diverser bürgerlicher 
Parteien die Eigenständigkeit Österreichs 
zu bekräftigen und den sogenannten „An¬ 
schluss“ als historische Grausamkeit zu 
verurteilen. Über die Mitschuld ihrer 
Parteien und der Kapitalisten verlieren sie 
jedoch keine großen Worte, ebenso wenig 
über jene Kräfte die den Widerstand ge¬ 
gen den „Anschluss“ führend organisier¬ 
ten und ihr Leben für die Unabhängigkeit 
und Selbstständigkeit Österreichs aufop¬ 
ferten. 

Der „Anschluss“ Österreichs war alles an¬ 
dere als ein „demokratisch legitimierter“ 
Zusammenschluss mit Nazi-Deutschland. 
Eine Volksabstimmung über die Unab¬ 
hängigkeit Österreichs die für den 13. März 
1938 angesetzt war, wurde von den Nazis 
vereitelt, Hitler war der Meinung, dass 
diese nicht zu ihren Gunsten ausgehen 
würde und befehligte daraufhin den Ein¬ 
marsch von 250.000 deutschen Soldaten 
nach Österreich für den 12. März. Statt 
einer Volksabstimmung wurde nun ein 
Vertrag zur „Widervereinigung Österreichs 
mit dem Deutschen Reich“ zwischen dem 
österreichischen Nazi Seyß-Inquard und 
Hitler unterzeichnet. Der Einmarsch der 
Nazis war ein offener Verstoß gegen das 
damalige Internationale- und Völkerrecht, 
der besonders von der sozialistischen 
Sowjetunion unter Stalin verurteilt wurde 
und auch Mexiko und die Republik Span¬ 
ien unterstützten diese Einschätzung. Die 
Geschehnisse vom 12. und 13. März zei¬ 
gen deutlich, dass es sich nicht um einen 
„Anschluss“ gehandelt hat, sondern viel¬ 
mehr um eine gewaltsame Einverleibung, 


eine Annexion. 

Die Unzufriedenheit unter großen Teilen 
der österreichischen Bevölkerung ge¬ 
genüber der Annexion Österreichs zeigte 
sich nicht nur in Widerstandaktionen der 
Arbeiterinnenschaft, sondern auch an den 
Säuberungswellen der Nazis, die anschein¬ 
end so unsicher über den tatsächlichen 
Rückhalt in der österreichischen Bevölker¬ 
ung waren, dass sie nocheinmal 
„aufräumten“, bevor sie eine nachträg¬ 
liche „Wahl“ inszenierten. In wenigen Tag 
nach dem Einmarsch wurden über 70.000 
Regimegegnerinnen infhaftiert, ebenso 
wurden 200.000 Jüdinnen und 177.000 so¬ 
genannte „Mischlinge“ von den „Wahlen“ 
ausgeschlossen. Alleine die antidemokrat¬ 
ischen Methoden mit denen die Abstim¬ 
mung am 10. April durchgeführt wurde, 
lässt darauf schließen, dass auch das 
Wahlergebnis von über 99% „Ja“ Stimmen- 
weitaus nicht der Realität entspricht. Ganz 
deutlich wird hier, dass diese Wahlen als 
reiner pseudodemokratischer Aufputz in¬ 
szeniert wurden, nicht um tatsächlich die 
Bevölkerung „entscheiden“ zu lassen. Eine 
ähnliche Verwendung von parlamentar¬ 
ischen Wahlen finden sich auch heute 
nicht selten, wenn wir beispielsweise nach 
Katalonien schauen, wo spanische Trup¬ 
pen einmarschierten um die Wahl zur Un¬ 
abhängigkeit zu verhindern, und das 
Ergebnis als „illegal“ eingestuft wurde, 
oderauch so manche EU-Abstimmungen, 
die wiederholt wurden wurden, weil diese 
angeblich das „falsche Ergebins“ lieferten. 
Die Nazis waren nicht die ersten die eine 
großdeutsche Lösung vertraten, und somit 
Österreich an Deutschland anglieder woll¬ 
ten. Die Austrofaschisten und an ihrer 
Spitze Dollfuß und später Schuschnigg 
bezeichneten Österreich als „zweiten 
deutschen Staat“, Schuschnigg Unterzeich¬ 


nete Verträge mit Hitler die einen An¬ 
schluss an Deutschland vorbereiteten. 
Ebenso waren es die Austrofaschisten, 
unter deren Befehl ermöglicht wurde, dass 
250.000 deutsche Soldaten einen mög¬ 
lichst „reibungslosen“ Einmarsch vollzo¬ 
gen konnten. Auch die Sozialdemokraten 
(SDAPÖ) vertraten eine großdeutsche 
Lösung, Karl Renner rief sogar öffentlich 
dazu auf bei der inszenierten Wahl für „Ja“ 
zu stimmen. Der Kommunistischen Partei 
Österreichs (KPÖ), und besonders dem 
Kommunisten Alfred Klahr ist es zu verd¬ 
anken, dass der Kampf gegen den Nazi- 
Faschismus und damit für die Unab¬ 
hängigkeit Österreichs aufgenommen 
wurde. Alfred Klar wies als Erster in der 
Geschichte die Eigenständigkeit Öster¬ 
reichs nach „Die Auffassung, dass das ös¬ 
terreichische Volk ein Teil der deutschen 
Nation ist, ist theoretisch unbegründet. 
Eine Einheit der deutschen Nation, in der 
auch die Österreicher miteinbezogen sind, 
hat es bisher nie gegeben und gibt es auch 
heute nicht.“ (Alfred Klahr, Zur nationalen 
Frage in Österreich) 

Jene bürgerliche Parteien in Österreich die 
während dem „Anschluss“ deutschnation¬ 
al gesinnt waren, schwärmen heute für 
ein „starkes Österreich“ und verbreiten 
widerlichen Patriotismus. Nicht jedoch tun 
sie dies aus Einsicht in das Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker und Nationen, son¬ 
dern weil der Patriotismus heute ihren 
Interessen entspricht. Doppelzünglerisch 
muss es von all diesen Kräften gewertet 
werden, heute große Reden über die 
Ungerechtfertigkeit des „Anschlusses“ zu 
halten, während dessen österreichische 
Truppen im Ausland jeden Tag gegen das 
Völkerrecht verstoßen. 


Fotobericht: Stadtrundgang zum 84. Jahrestag des Roten Februar 1934 in Linz 
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INTERNATIONAL 


Imperialisten, Hände weg vom Iran! 


Rund um den Jahreswechsel protestier¬ 
ten zigtausende Menschen in mehreren 
Städten und Regionen im Iran, vor allem 
gegen die schlechten wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse für die Bevölkerung. Wochen¬ 
lang führten sie kämpferische Proteste, 
aber sie erreichten nie eine Stärke, die 
dem Regime im Iran tatsächlich hätte ge¬ 
fährlich werden können. Dennoch wurde 
in den westlichen Medien verhältnismäßig 
viel über die Demonstrationen und Käm¬ 
pfe berichtet. Sie wurden regelrecht zu 
einer neuen „Revolution“ oder zumindest 
zu einem großen Aufstand hoch gejubelt. 
Vor allem der US-Präsident Trump hat sich 
stark eingemischt und immer wieder seine 
Unterstützung für die Aufständischen 
betont. Die westlichen Imperialisten unter 
der Führung der USA haben versucht 
diesen gerechtfertigten Protest der iran¬ 
ischen Massen für ihre Interessen zu in¬ 
strumentalisieren. 

Was zeigt die aufgeblasene Berichterstat¬ 


tung über die Proteste im Iran? Das Re¬ 
gime im Iran ist ein enger Verbündeter 
des russischen Imperialismus, sie 
verkaufen ihr Volk und die natürlichen 
Rohstoffe an die russischen Mono¬ 
polkonzerne. Dieser Zustand passt den 
westlichen Imperialisten in Europa und 
Nordamerika überhaupt nicht. Sie wollen 
den Iran selbst ausbeuten und dort ihre 
Profite machen. Sie trommeln grade jet¬ 
zt so massiv gegen das Regime im Iran, 
weil sie eine Neuverteilung der Kolonien 
anstreben und den Zeitpunkt für günstig 
halten dem russischen Konkurrenten das 
nächste Stück der Beute abzujagen. Die 
Regierung im Iran steht ihnen dabei im 
Weg, sie machen ganz gute Geschäfte mit 
dem russischen Imperialismus, der sie fin¬ 
anziert um den Einfluss des „Westens“ 
draußen zu halten. 

Dass es für die USA und die "westlichen" 
Imperialisten, zu denen als kleiner Player 
auch Österreich gehört, nur um ihre 


Profitinteressen geht und nicht um die un¬ 
terdrückten Bevölkerungen, zeigt sich 
daran, dass sie mit anderen rückschritt¬ 
lichen oder faschistischen Regimen kein 
Problem haben. Solange diese ihnen ge¬ 
horchen, wie zum Beispiel in der Ukraine 
oder in Chile und anderen Ländern wo die 
Regierungen mit enormem Terror gegen 
die kämpfenden Bevölkerungen Vorge¬ 
hen, werden sie als legitime „demokrat¬ 
ische“ Regierungen anerkannt. In ihrem 
Kampf um politische und wirtschaftliche 
Einflusszonen (als nichts anderes sehen 
sie die unterdrückten Völker der Welt), ist 
es ihnen egal wie viele Menschen ermor¬ 
det, gefoltert, eingesperrt werden oder in 
ungerechten, imperialistischen Kriegen 
sterben müssen, so lange sie am Ende den 
Profit einstreichen! 

Tod dem Imperialismus! 


Deutschland: Junge Revolutionäre stellen sich gegen den 
Reformismus 


Im November letzten Jahres traten über 
80 Mitglieder aus der reformistischen 
Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) und dessen Jugendorganisation 
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend 
(SDAJ) aus. Aber nicht um passiv zu 
werden, sondern im Gegenteil, sie wollen 
ehrlich den Weg der Revolution 
beschreiten und haben nach vielen 
Diskussionen und Kämpfen in diesen 
Organisationen deutlich gesehen, dass 
dieser Weg nicht mit der DKP und der 
SDAJ zu machen ist. 

Ein wesentlicher Beweggrund dieser 
Austrittswelle ist die Ablehnung der 
sogenannten Theorie über den 
„Staatsmonopolistischen Kapitalismus“, 
die versucht den Marxismus zu 
entstellen und die Revolutionäre auf 


reformistische Pfade zu lenken. „Ein 
entscheidender Grund für den Beginn 
des Klärungsprozesses ist die Ablehnung 
der Strategie der „antimonopolistischen 
Übergänge“ oder ähnlicher 
Vorstellungen einer „demokratischen 
Zwischenetappe“ zum Sozialismus. Wir 
sind im Gegensatz dazu der Auffassung, 
dass der Sozialismus nicht über 
Zwischenetappen erkämpft werden 
kann, sondern die sozialistische 
Revolution bereits heute unmittelbar 
als nächstes strategisches Ziel gesetzt 
werden muss.“, schreiben die jungen 
Revolutionäre in ihrer Erklärung zum 
Selbstverständnis. 

Auch wenn wir nicht alle Positionen die 
diese jungen Genossen vertreten teilen 
können, ist der Schritt den sie gemacht 


haben sehr wichtig und zeigt, dass die 
politische Krise des herrschenden 
Systems immer mehr auch zu einer Krise 
des Reformismus wird. Umso mehr ist 
es zu begrüßen, dass viele Kräfte nach 
einer neuen Perspektive suchen und 
sich nicht mehr von leeren Phrasen und 
schönen Worten selbsternannter 
„Kommunistischer Parteien“ ablenken 
lassen, sondern auf ihre eigene Kraft 
vertrauen. Auch in Österreich ist die 
Theorie des „staatmonopolistischen 
Kapitalismus“ in der sogenannten 
„Linken“ verbreitet, weshalb der 
kollektive Austritt in Deutschland auch 
hier einen positiven Anstoß geben kann. 
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INDIEN 



PLGA verstärkt ihre Kraft! 

Die Volksbvefreiungs-Guerilla-Armee (People's 
Liberation Guerilla Army, PLGA) konnte ihre 
Aktivitäten in der Grenzregion von Anhra Pradesh 
und Telanganga ausbauen. Faschistische 
Einheiten des indischen Staates wurden 
erfolgreich daran gehindert Gebiete in denen 
die PLGA aktiv ist zu betreten. Die PLGA organbsisiert in diesen Gebieten 
Veranstaltungen für die Dorfbewohner, um gemeinsame Selbstverteidigung 
gegen die faschistischen Truppen des indischen Staates zu mobilisieren. 



Der indische Staat versucht aufzustocken 


Der indische Staat hingegen startetet eine neue Gegenoffensive und versuchte 
neue Kräfte für die reaktionäre „Central Reserve Police Force (CRPF)" zu 
mobilisieren. 743 Kandidaten wurden rekrutiert, davon 242 Frauen. Das war 
nicht das erhoffte Ergenbnis, nur wenig Teile der Massen ließen sich gewinnen. 
Die Kommunistische Partei Indiens (maoistisch), die PLGA und der Volkskrieg 
genießen hohes Ansehen und breite Unterstützung in der Bevölkerung! 

„Grüne Frauen Brigade“ gegen die Revolution 

Ein weiterer Versuch des Hindufaschismus Teile der Massen auf seine Seite 
zu ziehen, zeigt sich in der Gründung der „women's „green" brigade" - der 
grünenen Frauenbrigaden. Sie sollen dazu dienen die Polizei mit Informationen 
über die Naxalbaribewegung zu versorgen. Sowie, so die Propaganda, gegen 
soziale Missstände zu kämpfen. Es ist überall bekannt, dass sich am Volkskrieg 
in Indien massenwiese Frauen beteiligen und eine aktive Rolle in den Reihen 
der Revolution einnehmen - es scheint wie ein hilfloser Versuch der indischen 
Herrschenden dieser Tendenz mit den „Grünen Brigaden" entgegen wirken 
zu wollen! 



Quelle: Newepoch.media 


Über die Schrift "Parteiorganisation und 
Parteiliteratur" von Lenin: 

Lenin behandelt in diesem Text die Frage vom 
Verhältnis zwischen Organisation und Literat¬ 
ur, muss es eine Kontrolle geben oder steht über 
allem die Freiheit des Wortes? Ist es egal wie 
und über was geschrieben wird? 

Dieser Text entstand zu einer Zeit, kurz nach der 
demokratischen Revolution in Russland, wo die 
alte und sehr harte Zensur der Literatur erset¬ 
zt wurde durch die „Verstümmlung" und Unter¬ 
drückung der Literatur durch die Herrschaft der 
Bourgeoisie. Wo also zwar kurzfristig mehr Mög¬ 
lichkeiten zur Veröffentlichung von Literatur 
entstanden sind, doch diese keineswegs "freier" 
war. Lenin schrieb dazu: "Wir wollen und wer¬ 
den eine freie Presse schaffen, frei nicht nur von 
der Polizei, sondern auch vom Kapital und vom 
Karrierismus, ja noch mehr, frei auch vom bür¬ 
gerlich-anarchistischen Individualismus." 

Also nicht nur frei von den verschiedenen Or¬ 
ganen des bürgerlichen Staates, sondern eben 
auch frei von all dem bürgerlichen ideologis¬ 
chen Einfluss und der Beherrschung durch das 
Kapital. In einer Klassengesellschaft hat alles 
einen Klassenstempel, der Klassenkampf ist 
allgegenwärtig. Auch unsere Gedanken und ver¬ 
schiedenen Ideen, die dann auf das Papier kom¬ 
men, sind ein Produkt davon, nichts ist davon 
ausgenommen. 

So stellt sich die Frage, wie schafft man eine Lit¬ 
eratur die im Dienste der Arbeiterklasse steht? 
Die literarische Tätigkeit kann also nicht etwas 
unabhängiges von der allgemeinen Sache der 
Arbeiterinnen sein. Es kann nichts Individual¬ 
istisches, Subjektives sein. Also eben auch nicht 
unabhängig von der Organisation der Arbeiter¬ 
innen. Um über die verschiedenen Teile des 
Klassenkampfes im Interesse der Arbeiterinnen 
zu schreiben und auch aktuell zu berichten, 
müssen dort die korrekten Standpunkte erkan¬ 
nt und die nächsten Schritte für die revolu¬ 
tionäre Bewegung aufgezeigt werden können. 
Dafür braucht es Anleitung und Kontrolle durch 
die fortgeschrittensten Teile der Arbeiterklasse. 
Das Schreiben ist nicht eine individuelle Sache, 
es muss ein Rädchen und Schräubchen der 
Maschine sein, also ein Teil des ganzen Appar¬ 
ats der nur dazu da ist, die Ausbeutung und Un¬ 
terdrückung durch den Imperialismus zu 
zerschlagen. 

Besonders betonte Lenin dass die Kommun¬ 
istische Partei ein freiwilliger Verband ist, der 
sich zusammenschließt aufgrund von einem ge¬ 
meinsamen Ziel, einem Zweck und das ist die 
Aufhebung der Klassen, also die Aufhebung von 
Ausbeutung und Unterdrückung . Ein Teil dessen 
ist eben auch die Literatur. 





PROLETARIER ALLER LANDER, VEREINIGT EUCH! 


NIEDER MIT DEM PATRIARCHAT 
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